
Vergütungsvereinbarung




zwischen ??

- Auftraggeber -

und

den Rechtsanwälten Bussmann & Bussmann, Prinzipalmarkt 22, 48143 Münster,

- Auftragnehmer -

Der Auftragnehmer weist den Auftraggeber darauf hin, dass sich die gesetzliche Vergütung des Auftragsnehmers nach dem sogenannten Gegenstandswert richtet. Die voraussichtliche gesetzliche Vergütung beläuft sich für die außergerichtliche Geltendmachung/Tätigkeit bei dem hier vorläufig zugrunde gelegten Gegenstandswert in Höhe von ?? € auf ?? € brutto.
Der Auftragnehmer wäre bereit, den Auftrag zu der gesetzlichen Vergütung zu übernehmen.

Im Hinblick auf die Bedeutung und den Umfang der Angelegenheit und ihrer rechtlichen und tatsächlichen Besonderheiten wird anstelle der gesetzlichen Gebühren nach dem RVG zwischen den o. g. Auftraggebern und dem Auftragnehmer die folgende Vergütungsvereinbarung getroffen. Wesentliche Gründe für die Vereinbarung sind vor allem, dass der Auftraggeber das Kostenrisiko minimieren möchte, und nicht bereit ist, den Auftragnehmer bzw. einen Rechtsanwalt unabhängig davon, ob ein (wirtschaftlicher) Erfolg erzielt wird, zu bezahlen.

1.
Gegenstand des Auftrags ist die 

Das Mandat umfasst insbesondere auch die Herbeiführung einer Vergleichsvereinbarung.

2.
Zwischen den Vertragsparteien wird eine Erfolgshonorarvereinbarung gem. § 4 a RVG geschlossen.

Die Vertragsparteien vereinbaren, dass der Auftragnehmer als Vergütung für seine Tätigkeit 30 % des Erlöses erhält. Zum Erlös der Rechtsdurchsetzung gehört jeder unmittelbar durch einen Vergleich, ein Anerkenntnis oder durch sonstige Rechtsgeschäfte eintretende Vermögensvorteil sowie jede Leistung auf die streitigen Ansprüche, auf die im Zusammenhang mit der finanzierten Rechtsdurchsetzung entstandenen Ansprüche oder auf solche Ansprüche, die an die Stelle solcher Ansprüche getreten sind. Umsatzsteuerbeträge, die in den streitigen Ansprüchen enthalten sind, gehören ebenfalls zum Erlös. Es handelt sich dabei um eine Nettovergütung. 

Schon jetzt erklären die Auftraggeber, dass sie den Auftragnehmer ermächtigen, etwaige Zahlungen in Empfang nehmen zu dürfen.

Die Vergütung ist fällig, sobald die Gegenseite die Ansprüche anerkennt oder eine vergleichsweise Regelung getroffen wird.
 
Die Vergütungsvereinbarung gilt für die gesamte Tätigkeit des Auftragnehmers in dieser Angelegenheit, vor allem für die Entgegennahme und das Beschaffen von Informationen, Beschaffen und Durcharbeiten von Akten und Unterlagen, für Besprechungen, sei es in der Kanzlei des Auftragnehmers oder außerhalb, für die Fertigung des Schriftverkehrs und ähnliches.

3.
Diese Vergütungsvereinbarung gilt nur für die im Rubrum bezeichnete Angelegenheit. Insbesondere gilt sie nur für die außergerichtliche Tätigkeit. Bei einer Erweiterung der Angelegenheit, etwa Anschluss eines Klageverfahrens, bleibt eine neue Vergütungsvereinbarung vorbehalten. 

4.
Die Vereinbarung hat keinen Einfluss auf die ggf. vom Auftraggeber zu zahlenden Gerichtskosten, Verwaltungskosten und die von ihm zu erstattenden Kosten anderer Beteiligter, insbesondere etwa die gegnerischen Kosten.

5.
Ob und in welchem Umfang eine eventuell bestehende Rechtsschutzversicherung die hier vereinbarte Vergütung übernimmt, berührt die gegenüber dem Auftragnehmer bestehende Zahlungspflicht des Auftraggebers nicht, jedoch werden evtl. Zahlungen einer Rechtsschutzversicherung voll angerechnet. Entsprechendes gilt für eventuelle Kostenerstattungsansprüche gegen Dritte. 
Wir weisen darauf hin, dass die gegnerische Partei, ein Verfahrensbeteiligter oder die Staatskasse im Falle der Kostenerstattung regelmäßig nicht mehr als die gesetzliche Vergütung erstatten muss/müssen.



..…………, den ………………………..


……………………………………….	………………………………… 
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